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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verkündung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Viehzählungen 

Bezug: Kleine Anfrage 49 der Abgeordneten Lüdke und 
Genossen - Drucksache 416 - 

Der von der Bundesregierung vorgclcgtc Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Vich- 
2 ^ungen sah in Art. I Nr. 11 folgende Kostenregelung vor: 

«S 7a 

Die bei Dienststellen des Bundes entstehenden Kosten trägt der 
Bund; die übrigen Kosten tragen die Länder und nach Maßgabe 
des Landesrechts die Gemeinden und Gemeindeverbände.’" 

Diese Regelung ergab sich aus Art. 83 GG, nach dem die Länder 
die Bundesgesetze als eigene Angelegenheit ausführen, soweit das 
Grundgesetz nichts anderes bestimmt oder zuläßt. Zur Ausführung 
der Bundesgesetze gehört sowohl die verwaltungsmäßige wie die 
finanzielle Sicherstellxing des Vollzugs. Da Bund und Länder nach 
Art, 109 GG in ihrer Haushaltswirtschaft selbständig und vonein- 
ander imabhängig sind, fallen die Vcrwaltungskosten, die durch den 
Gesetzesvollzug bei den Ländern entstehen, allein den Ländern zur 
Last (vgl. hierzu auch Nr. 59 der Begründung zum Entwurf des 
Einanzverfassungsgesetzes - Drucksache 480 -). 

Der Bundestag und der Bundesrat haben die im Entwurf vor- 
gesehene Kostcnregelung dahin erweitert, daß der Bund die bei 
den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden entstehenden not- 
wendigen und vom Statistischen Bimdesamt festgestelltcn Kosten 
des Gcsetzesvollzugs zur Hälfte triigt. Durch diesen Beschluß würde 
eine finanzielle Verpflichtimg des Bundes auf einem Aufgabengebiet 
begründet, für die ihm die Verwaltungszuständigkeit und somit auch 
die verfassungsrechtliche Befugnis fehlt, Verwaltungsausgaben zu 
leisten. 

Die vom Bundestag und Bundesrat beschlossenen Verwaltungskosten- 
zuschüssc des Bundes stellen „neue Ausgaben” im Sinne des Art. 113 
GG dar. Da die Bundesregierung die Übernahme dieser Ausgaben 
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auf den Bundeshaushalt aus den dargelegten Gründen nicht für zu- 
lässig hält und darin zudem ein bedenkliches Präjudiz für künftig 
ähnlich gelagerte Fälle erblickt, glaubt sie im Einvernehmen mit 
dem Bundesrechnungshof, die Mehrbelastung des Bundeshaushalts 
auch haushaltswirtschaftlich nicht verantworten zu können; sic hat 
sich daher gezwungen gesehen, wegen der Kostenvorschrift des 
§ 7 a dem Gesetz gemäß Art. 113 GG ihre Zustimmung zu 
versagen. 

Die Bundesregierung weist aber darauf hin, daß die Weiterführung 
der laufenden Viehzählungen im bisherigen Umfang bis zur Ver- 
abschiedung einer nunmehr erneut einzubringenden Vorlage ge- 
sichert ist. ‘ . ^ 

Ich bitte, dieses Schreiben zugleich als Antwort auf die Kleine 
Anfrage 49 betrachten zu wollen. 

Dr. Adenauer 



